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Sehr geehrte Mandanten,

immer wieder hört man von dem Vorurteil, dass es in der Finanzver-

waltung chaotisch zugeht und es an der nötigen Abstimmung fehlt.

Aber machen Sie sich selber ein Bild:

In 11/2014 wurde im Rahmen einer parlamentarischen Anfrage gefragt,

wie bei Fahrzeugen mit Wechselkennzeichen die private Nutzungsbe-

steuerung zu erfolgen hat.

Die Antwort des BMF: „Kann ein Gesellschafter-Geschäftsführer als

Arbeitnehmer gleichzeitig mehrere Dienstwagen (…) privat nutzen, so

ist (…) grundsätzlich für jedes Fahrzeug ein pauschaler Nutzungswert

anzusetzen. Ausnahmen hiervon sind nur dann möglich, wenn die zur

Verfügung gestellten Kraftfahrzeuge durch Personen, die zur Privat-

sphäre des Arbeitnehmers gehören, nicht genutzt werden. Diese Aus-

nahmen können auch in Fällen der Nutzung eines Wechselkennzei-

chens vorliegen.“

Im Ergebnis eine sehr logische Auffassung, denn wenn ein Fahrzeug

das Wechselkennzeichen gerade nicht trägt, kann es schließlich auch

nicht privat genutzt werden. Dennoch sieht es die OFD Frankfurt/Main

in einem Erlass vom 18.5.2017 anders. Darin heißt es: „Gehören zum

Betriebsvermögen eines Steuerpflichtigen mehrere Kraftfahrzeuge, die

dieser alle auch für private Zwecke nutzt, ist für jedes dieser Kraft-

fahrzeuge eine Entnahme anzusetzen. Dies gilt auch bei Einsatz eines

Wechselkennzeichens.“

Zugegebenermaßen handelt es sich einmal um einen Arbeitnehmer

und einmal um einen Unternehmer, jedoch kann dies aus unserer Sicht

nicht eine solche Ungleichbehandlung rechtfertigen. Wahrscheinlicher

ist, dass nicht genau genug recherchiert wurde - und prompt hat man

zwei gegenläufigen Meinungen aus der Finanzverwaltung.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.10.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.10. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Oktober 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Oktober 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.10.2017.

Anmerkung: Anlässlich des Lutherjahres ist der 31.10. ausnahmsweise 

in ganz Deutschland Feiertag.

Außergewöhnliche Belastungen: Änderung bei  
Ermittlung zumutbarer Belastung 

Abweichend von der bisherigen, durch die Rechtsprechung gebilligten 

Verwaltungsauffassung hat der Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Ur-

teil vom 19.01.2017 (VI R 75/14) entschieden, die Regelung des § 33 

Absatz 3 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) sei so zu verstehen, 

dass die bei den außergewöhnlichen Belastungen zu berücksichtigen-

de zumutbare Belastung stufenweise zu berechnen ist. Hierauf weist 

das Bundesfinanzministerium (BMF) hin.

Abhängig von der Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte, der in § 33 

Absatz 3 Satz 1 EStG in drei Stufen gestaffelt ist, werde die zumutbare 

Belastung anhand eines Prozentsatzes ermittelt, schreibt das Ministe-

rium weiter. Bislang werde die zumutbare Belastung bei Überschreiten 

einer dieser Stufen immer unter Zugrundelegung des Prozentsatzes 

der höheren Stufe berechnet. Künftig werde bei der Berechnung der 

zumutbaren Belastung nur noch der Teil des Gesamtbetrags der Ein-

künfte mit dem höheren Prozentsatz belastet, der die jeweilige Stufe 

übersteigt.

Durch die stufenweise Berechnung sei insgesamt eine niedrigere zu-

mutbare Belastung von den geltend gemachten außergewöhnlichen 

Belastungen abzuziehen. Im Ergebnis könne diese Berechnung auf der 

Grundlage des BFH-Urteils zu einem höheren steuerlichen Abzug der 

außergewöhnlichen Belastungen – und damit zu einer niedrigeren Ein-

kommensteuer – führen.

Die geänderte Berechnungsweise soll laut BMF möglichst umgehend 

schon im Rahmen der automatisierten Erstellung der Einkommen-

steuerbescheide Berücksichtigung finden. Sollte die geänderte Berech-

nungsweise im Einzelfall noch nicht berücksichtigt worden sein, emp-

fehle sich gegebenenfalls das Einlegen eines Einspruchs.

Bundesfinanzministerium, PM vom 01.06.2017

Nachzahlungszinsen: Höhe ist verfassungsgemäß

Das Finanzgericht (FG) Münster hält die Höhe der Nachzahlungszinsen 

von sechs Prozent in den Jahren 2012 bis 2015 für noch verfassungs-

gemäß.

Die Kläger sind Eheleute. Für das Streitjahr 2011 wurden sie im De-

zember 2013 zur Einkommensteuer veranlagt, nachdem sie die Steu-

ererklärung im Februar desselben Jahres abgegeben hatten. Bezüglich 

des Streitjahres 2010 änderte das Finanzamt die Steuerfestsetzung im 

Januar 2016, nachdem ihm weitere Beteiligungseinkünfte des Klägers 

mitgeteilt worden waren. Aus beiden Einkommensteuerbescheiden 

ergab sich eine nachzuzahlende Einkommensteuer, für die das Finanz-

amt jeweils (Nachzahlungs-)Zinsen festsetzte. Insgesamt waren von 

den Klägern für die Monate April 2012 bis Dezember 2015 Zinsen zu 

zahlen. Die Kläger legten gegen die Zinsfestsetzungen Einspruch ein 

und machten unter anderem geltend, die Höhe der Verzinsung sei an-

gesichts der andauernden Niedrigzinsphase fernab der Realität und 

damit verfassungswidrig. Das Finanzamt wies die Einsprüche zurück.

Die hiergegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Die gesetzliche 

Verzinsungsregelung sei verfassungsgemäß. Mit der Festlegung eines 

festen Zinssatzes von 0,5 Prozent pro Monat beziehungsweise sechs 

Prozent pro Jahr für Steuernachzahlungen und Steuererstattungen 
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habe der Gesetzgeber den Rahmen für eine verfassungsrechtlich zu-

lässige Typisierung nicht überschritten, meint das FG. Die Marktzinsen 

hätten sich in den Jahren 2012 bis 2015 auch nicht in einer Weise ent-

wickelt, dass der Zinssatz nicht mehr als hinreichend realitätsgerecht 

anzusehen sei. Denn in diesem Zeitraum hätten die Mittelwerte aus 

den Marktzinsen für Darlehen sowie für Anlagen zwischen 4,49 Pro-

zent und 3,66 Prozent gelegen. Es handele sich um eine Typisierung 

über einen sehr langen Zeitraum. Der Gesetzgeber habe den Zinssatz 

seit seiner Einführung trotz erheblicher Zinsschwankungen in beide 

Richtungen nicht geändert.

Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Streitfrage hat das FG die Revi-

sion zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 17.08.2017, 10 K 2472/16

Aufteilung der Gesamtschuld: Antrag kann nicht 
zurückgenommen werden 

Ein Antrag auf Aufteilung der Einkommensteuerschuld kann bis zum 

Eintritt der Bestandskraft des Aufteilungsbescheids nicht zurückge-

nommen werden. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Baden-Württem-

berg klar.

Der Kläger und seine zum Verfahren beigeladene (Ex-)Frau leben seit 

Juni 2011 getrennt und sind seit Februar 2013 geschieden. Beide Ehe-

leute erzielten im Streitjahr 2010 Einkünfte aus nichtselbstständiger 

Arbeit und wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Im 

Rahmen der Zusammenveranlagung stellte der Kläger mit Zustim-

mung der Beigeladenen einen Antrag auf Aufteilung der Steuerschuld 

nach §§ 268 ff. der Abgabenordnung (AO). Die Gesamtschuld aus der 

Einkommensteuerfestsetzung 2010 teilte das beklagte Finanzamt mit 

Aufteilungsbescheid nach dem Verhältnis der Beträge auf, die sich bei 

getrennter Veranlagung zur Einkommensteuer ergeben hätten. Dies 

führte dazu, dass die Steuerschuld in voller Höhe auf den Kläger entfiel.

Gegen den Aufteilungsbescheid legte der Kläger Einspruch ein und er-

klärte, er nehme mit Zustimmung der Beigeladenen seinen Antrag auf 

Aufteilung der Steuerschuld zurück. Das Finanzamt wies den Einspruch 

als unbegründet zurück, da die Vorschriften über die Aufteilung einer 

Gesamtschuld nach §§ 268ff. AO die Möglichkeit, dass der Schuldner 

den Aufteilungsantrag zurücknehme, nicht vorsähen.

Die hiergegen erhobene Klage blieb erfolglos. Das FG verneinte die 

höchstrichterlich noch nicht geklärte Frage, ob ein einmal gestellter 

Antrag auf Aufteilung der Steuerschuld im Sinne des § 268 AO bis 

zum Eintritt der Bestandskraft des Aufteilungsbescheids vom Steuer-

pflichtigen wieder zurückgenommen werden könne. Es folgte damit 

der Auffassung des Niedersächsischen FG (Urteil vom 05.11.2013, 15 

K 14/13). Die Vorschriften über die Aufteilung einer Gesamtschuld (§§ 

268 bis 280 AO) sähen die Möglichkeit, dass der Schuldner den Auftei-

lungsantrag zurücknimmt, nicht vor. Unter welchen Voraussetzungen 

ein Aufteilungsbescheid geändert werden könne, sei abschließend in 

§ 280 Absatz 1 AO geregelt, der vorliegend unstreitig nicht erfüllt sei.

§ 280 AO sei eine für den Bereich der Aufteilungsbescheide insgesamt 

abschließende Korrekturnorm, die als einzige Ausnahme Änderungen 

wegen offenbarer Unrichtigkeiten (§ 129 AO), nicht jedoch die Rück-

nahme des Antrags auf Aufteilung vorsehe. Der Anwendungsbereich 

des § 280 AO sei dabei nicht auf bestandskräftige Aufteilungsbeschei-

de beschränkt. Beim Antrag auf Aufteilung der Gesamtschuld nach § 

268 AO handele es sich zudem um die Ausübung eines verwaltungs-

rechtlichen Gestaltungsrechts, das sich ebenso wie die Ausübung 

schuldrechtlicher Gestaltungsrechte unmittelbar rechtsgestaltend 

auf das Steuerschuldverhältnis auswirke, was es rechtfertige, wie bei 

diesen (zum Beispiel der Aufrechnung nach § 226 AO) von einer Un-

widerruflichkeit und Unwiederholbarkeit der Gestaltungserklärung 

auszugehen.

Gegen das Urteil hat der Kläger Revision beim Bundesfinanzhof einge-

legt (VI R 14/17). 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 14.02.2017, 11 K 370/15

Investmentfonds: Grundlegende Änderung der  
Besteuerung ab 2018

Über eine grundlegende Änderung der Besteuerung für Investment-

fonds ab dem 01.01.2018 unterrichtet das Bundeszentralamt für 

Steuern (BZSt) aktuell auf seinen Internetseiten. So unterlägen In-

vestmentfonds aufgrund des am 01.01.2018 in Kraft tretenden Invest-

mentsteuerreformgesetzes (InvStRefG) vom 19.07.2016 ab 2018 mit 

ihren inländischen Dividenden, inländischen Immobilienerträgen so-

wie sonstigen inländischen Einkünften der Körperschaftsteuer.
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Die Höhe des Steuerabzugs kann laut BZSt auf 15 Prozent des Kapital-

ertrages reduziert werden, wenn der zum Abzug der Kapitalertragsteu-

er verpflichteten Person (Entrichtungspflichtiger) eine Bescheinigung 

vorliegt, in der die zuständige Finanzbehörde den Status als Invest-

mentfonds bestätigt (so genannte Statusbescheinigung). Die Ertei-

lung von Statusbescheinigungen für ausländische Investmentfonds, 

die keine inländischen Immobilienerträge erzielen, falle in die Zustän-

digkeit des BZSt. Der Antrag auf Erteilung einer Statusbescheinigung 

stehe auf dem Formularserver der Bundesfinanzverwaltung ab sofort 

zur Verfügung. Auch für ausländische Investmentfonds gelte, dass die 

Kapitalertragsteuer (inklusive Solidaritätszuschlag) mit rechtzeitiger 

Vorlage der Statusbescheinigung beim Entrichtungspflichtigen (letz-

te inländische auszahlende Stelle) nur mit einem Steuersatz von 15 

Prozent erhoben wird. Dies entspreche der Steuerbelastung, die in den 

meisten Doppelbesteuerungsabkommen für Dividenden aus Streube-

sitz vorgesehen ist. Die Erstattung der Kapitalertragsteuer an auslän-

dische Investmentfonds nach § 50d Einkommensteuergesetz sei in 

diesen Fällen meist nicht mehr erforderlich.

Einkünfte eines Investmentfonds unterlägen nicht der Besteuerung, 

soweit bei Zufluss der Einkünfte Anleger beteiligt sind, die steuerbe-

günstigt sind, fährt das BZSt fort. Die Vergleichbarkeit steuerbegüns-

tigter ausländischer Anleger sei durch eine vom BZSt auszustellende 

Bescheinigung (Befreiungsbescheinigung) nachzuweisen. Der Antrag 

auf Erteilung einer Befreiungsbescheinigung stehe auf dem Formular-

server der Bundesfinanzverwaltung ab sofort zur Verfügung.

Gegenüber Spezial-Investmentfonds und deren Anlegern seien die Be-

steuerungsgrundlagen gesondert und einheitlich festzustellen. Han-

delt es sich um ausländische Spezial-Investmentfonds, hätten diese 

nach Ablauf des Geschäftsjahres beim BZSt eine Erklärung zur geson-

derten und einheitlichen Feststellung abzugeben.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 04.09.2017

Nießbrauchsbestellung zugunsten studierenden  
Kindes: Kein Gestaltungsmissbrauch 

Es stellt keinen Gestaltungsmissbrauch dar, wenn eine Mutter ihrer 

Tochter zur Finanzierung des Studiums den Nießbrauch an einem ver-

mieteten Grundstück bestellt. Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-

Württemberg entschieden.

Die verheirateten Kläger haben eine Tochter, die seit Oktober 2011 

studiert. Um ihrer Tochter die Mittel zur Bestreitung ihres Lebensun-

terhalts während des Studiums bereitzustellen, räumte die Mutter 

(Klägerin) mit notariell beurkundetem Vertrag ihrer Tochter ab dem 

01.01.2013 einen bis zum 31.12.2017 befristeten, unentgeltlichen 

Nießbrauch an einem bebauten Grundstück ein. Alleineigentümerin 

dieses Grundstücks ist die Klägerin, die es seit 1996 an ihren Mann 

(Kläger) für dessen Handwerksbetrieb vermietet hatte. Seit dem 

01.01.2013 vermietet die Tochter das Betriebsgebäude an ihren Vater, 

der es unverändert für seine gewerbliche Tätigkeit nutzt und die Miet-

zahlungen als Betriebsausgaben geltend macht. Die Mieteinnahmen 

stehen in voller Höhe der Tochter zu, die alle Lasten des Grundstücks 

trägt. Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung der Kläger für das 

Jahr 2013 erkannte das Finanzamt die Bestellung des Nießbrauchs zu-

gunsten der Tochter steuerlich nicht an, da insoweit ein Gestaltungs-

missbrauch im Sinne des § 42 der Abgabenordnung (AO) vorliege. 

Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg. Das FG entschied, dass 

die Einkünfte aus der Vermietung des Betriebsgrundstücks der Tochter 

und nicht der Klägerin zuzurechnen sind. Die im Streitjahr 2013 bereits 

volljährige Tochter habe auf der Grundlage des zivilrechtlich wirksam 

begründeten Nutzungsrechts (Nießbrauch) die rechtliche Macht, das 

Grundstück entgeltlich auf Zeit zur Nutzung zu überlassen. Sie sei wäh-

rend des Zeitraums, für den der Nießbrauch bestellt wurde (fünf Jahre), 

in der Disposition über den Gegenstand des Nutzungsrechts in keiner 

Weise beschränkt. Am 01.01.2013 habe sie auf der Grundlage dieses 

Nutzungsrechts einen – ebenfalls zivilrechtlich wirksamen – Mietver-

trag über die gewerblichen Räume mit dem Kläger geschlossen.

Diese zivilrechtliche Gestaltung sei nicht im Sinne des § 42 AO miss-

bräuchlich und daher auch steuerrechtlich anzuerkennen. Ziel der Ge-

staltung sei es, die Tochter während ihres Studiums mit den nötigen 

finanziellen Mitteln auszustatten. Bereits vor Bestellung des Nieß-
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brauchs seien die Kosten für Miete und Nebenkosten sowie Studi-

engebühren von dem Konto der Klägerin beglichen worden, auf dem 

auch die Mietzahlungen für die Gewerbeimmobilie eingingen. Nach 

Bestellung des Nießbrauchs und Abschluss des Mietvertrages mit der 

Tochter erhalte diese die Mieteinnahmen direkt. Es stehe den Eltern 

frei, zu entscheiden, ob sie zum Zwecke der Gewährung von Unter-

halt dem Kind Barmittel überlassen oder ob sie ihm – auch befristet 

– die Einkunftsquelle selbst übertragen. Wenn sie sich aus steuerlichen 

Gründen für Letzteres entscheiden, führe allein dies nicht dazu, dass 

die zugrunde liegende rechtliche Gestaltung als unangemessen anzu-

sehen wäre. Auch Angehörigen dürften ihre Rechtsverhältnisse unter-

einander steuerlich möglichst günstig gestalten.

Der steuerliche Vorteil der Gestaltung bestehe hier im Wesentlichen 

darin, dass die Vermietungseinkünfte unter Berücksichtigung der steu-

erlichen Progression niedriger oder – falls der Grundfreibetrag nicht 

überschritten werden sollte – überhaupt nicht besteuert werden. Die 

Verlagerung von Einkünften aus einem Wirtschaftsgut auf Familien-

angehörige mit geringerem Steuersatz widerspreche allerdings nicht 

den Wertungen des Gesetzgebers. Die Mietaufwendungen seien be-

reits in der Vergangenheit beim Kläger als Betriebsausgaben steuer-

lich abzugsfähig gewesen. Mit der gewählten Gestaltung seien daher 

keine steuerlich nicht abzugsfähigen Unterhaltsaufwendungen in den 

Bereich des Betriebsausgabenabzugs verlagert worden. 

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 13.12.2016, 11 K 

2951/15, rechtskräftig

Entgelte für Abwasser und Abfall unterliegen auch 
künftig nicht der Mehrwertsteuer

Auch weiterhin müssen auf die Entgelte für Abwasser und Abfall keine 

19 Prozent Mehrwertsteuer zugeschlagen werden. Auf Antrag des Lan-

des Berlin haben die Finanzminister der Bundesländer am 22.06.2017 

mehrheitlich gegen den Bund entschieden, dass die Endverbraucher 

auch künftig nicht zusätzlich belastet werden.

Das Bundesfinanzministerium hatte vorgesehen, dass ab 2021 immer 

dann Umsatzsteuer auf die bislang steuerfreien Entgelte für Abwas-

ser und Abfall hätte aufgeschlagen werden müssen, wenn die betref-

fenden Gemeinden zivilrechtliche „Preise“ in Rechnung stellen statt 

öffentlich-rechtlicher „Gebühren“ per Gebührenbescheid zu erheben. 

Hätte sich der Bund durchgesetzt, wäre nach Angaben der Berliner Se-

natsverwaltung für Finanzen in ganz Deutschland das System ins Rut-

schen gekommen, weil Unternehmen geringfügig entlastet worden 

wären. Denn die Abwasser- beziehungsweise Müllentsorgungsbetrie-

be wären dann vorsteuerabzugsberechtigt geworden. Dadurch wäre 

der Nettopreis geringfügig gesunken. Dies hätte dazu geführt, dass in 

vielen Gemeinden Druck entstanden wäre, auf zivilrechtliche Preise 

umzustellen. Die privaten Endverbraucher aber wären dann durch 19 

Prozent Umsatzsteuer zusätzlich belastet worden.

Berlin habe aber durchsetzen können, dass weiterhin der Anschluss- 

und Benutzungszwang im Mittelpunkt der rechtlichen Einordnung 

stehen muss. Denn dadurch gebe es keinen Wettbewerb zwischen pri-

vaten und öffentlichen Anbietern. Deshalb könne es auch keine Markt-

verzerrung geben, wenn keine Umsatzsteuer anfällt. 

Ob öffentlich-rechtliche Gebühren erhoben oder zivilrechtliche Prei-

se berechnet werden, entschieden in den meisten Bundesländern die 

Kommunen allein, erläutert die Berliner Senatsverwaltung für Finan-

zen. Entscheide sich eine Gemeinde für Gebühren, sei der Aufwand 

größer. Deshalb hätten viele Kommunen – einschließlich Berlins – 

schon vor längerer Zeit auf zivilrechtliche Preise umgestellt. Nachteile 

für die Kunden sollten damit nicht verbunden sein. Durch die aktuelle 

Entscheidung bleibe es jetzt auch dabei. 

Senatsverwaltung für Finanzen Berlin, PM vom 22.06.2017
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Rechnungsstellung an Behörden soll künftig  
elektronisch möglich sein

Zukünftig sollen private Unternehmen Rechnungen an Behörden und 

Einrichtungen der Bundesverwaltung weit überwiegend elektronisch 

stellen können. So sieht es die E-Rechnungs-Verordnung des Bundes 

vor, die das Bundeskabinett am 06.09.2017 verabschiedet hat.

Danach sollen Rechnungen künftig nicht mehr ausgedruckt, kuvertiert 

und frankiert, sondern mit nur wenigen Klicks über ein webbasiertes 

Rechnungsportal des Bundes in dem einheitlichen Format XRechnung 

digital hochgeladen und an den Empfänger gesendet werden können. 

Dadurch fielen nicht nur Portokosten weg, auch der Arbeitsaufwand 

bei den Privaten werde erheblich reduziert werden können, erläutert 

das Bundesinnenministerium die Vorteile.

Gleichzeitig würden die natürlichen Ressourcen geschont: digital statt 

Papier. Die Bundesregierung rechne pro Rechnung mit einem um circa 

50 Prozent verringerten CO2-Ausstoß. In der Summe würden damit 

jährlich etwa 5.850 Tonnen CO2 eingespart werden können. Und auch 

im grenzüberschreitenden Warenverkehr dürfte sich der digitale Para-

digmenwechsel nach Ansicht des Innenministeriums bemerkbar ma-

chen: Elektronische Rechnungen aus dem europäischen Ausland könn-

ten zukünftig problemlos und ohne Datenverlust schnell und einfach 

empfangen werden.

Die Verordnung tritt am 27.11.2018 für Bundesministerien und Verfas-

sungsorgane in Kraft. Für alle übrigen Bundesstellen gelten die Rege-

lungen ab dem 27.11.2019.

Bundesinnenministerium, PM vom 06.09.2017

Wettbewerbsrecht: Es muss erwähnt werden, wo der 
positive Test nachzulesen ist

Telekommunikationsdienstleister dürfen nicht mit einem für sie posi-

tiv ausgegangenen Testergebnis werben, ohne mitzuteilen, wo genau 

der Verbraucher diesen Test nachlesen kann. 

Hier ging es darum, dass ein Magazin das Unternehmen mit dem Sta-

tus „Bester Internet-Provider 2016“ ausgezeichnet hatte, was dieses 

in seine Werbung aufnahm. Als Fundstelle erwähnte es jedoch nur das 

Magazin, ohne weitere Informationen zu Ausgabe, Datum etc. 

Das hält das Oberlandesgericht Köln für wettbewerbswidrig. Die Wer-

bung mit einem fremden Testergebnis erfordere es, dass der Verbrau-

cher den genauen Inhalt der Prüfung nachlesen könne. Dazu gehören 

auch Angaben wie Erscheinungsmonat im Jahr der Auszeichnung. Der 

lapidare Verweis auf das Magazin reiche nicht. Der Provider kann nicht 

damit argumentieren, dass die Verbraucher die Fundstelle mittels der 

Suchmaschine Google selbst einfach ermitteln können. 

OLG Köln, 6 U 135/16 vom 07.04.2017

Bei der Entsendung ins Ausland kann der Chef den 
Steuerberater übernehmen

Werden von einem Unternehmer häufig Mitarbeiter ins Ausland ent-

sandt, vereinbart er mit ihnen einen Nettoverdienst und trägt er für sie 

die Steuerberatungskosten hinsichtlich der steuerlichen Auswirkun-

gen, so handelt es sich dabei – steuerlich gesehen – um einen Vorteil 

der Arbeitnehmer. 

Der wird allerdings überlagert durch das Interesse des Arbeitgebers, 

das sich unter anderem darin widerspiegelt, Arbeitnehmer „für die aus 

betrieblichen Erwägungen erforderliche Auslandstätigkeit zu motivie-

ren“. Die Übernahme der Steuerberatungskosten für die Erstellung der 

Einkommensteuererklärung diene der Ermittlung des zutreffenden Ar-

beitslohns, da die Einkommensteuererstattung in die Ermittlung des 

steuerpflichtigen Arbeitslohns einbezogen werde. Die Ermittlung des 

zutreffenden Arbeitslohns sei unzweifelhaft Aufgabe des Arbeitgebers, 

sagt das FG Rheinland-Pfalz. 

FG Rheinland-Pfalz, 1 K 1605/14 vom 21.12.2016

Finanzamt darf Internet-Domain pfänden

Der BFH hat die Voraussetzungen präzisiert, unter denen das Finanz-

amt Ansprüche aus einem Internet-Domainvertrag pfänden kann.

Geklagt hatte im entschiedenen Fall eine Registrierungsstelle, die In-

ternet-Domains verwaltet und betreibt. Aufgrund rückständiger Steu-

ern eines ihrer Kunden, dem Betreiber eines Onlineshops, pfändete das 

Finanzamt dessen Anspruch gegenüber der Klägerin auf Aufrechterhal-

tung der Registrierung der Internet-Domain.
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Das erstentscheidende FG Münster die gegen die auf Aufhebung der 

Pfändung gerichtete Klage der Registrierungsstelle abgewiesen und 

erklärt, bei den Rechten aus einem Domainvertrag handele es sich 

um pfändbare Vermögensrechte. Gegenstand der Pfändung sei dabei 

nicht die Internet-Domain als solche, die nur eine technische Adresse 

im Internet darstelle, sondern die Gesamtheit der schuldrechtlichen 

Ansprüche, die dem Domaininhaber gegenüber der Vergabestelle aus 

dem Registrierungsvertrag zustünden. Das Finanzamt habe mit der 

Pfändung auch keine pfändungsfremden Ziele verfolgt, sondern sich 

das Zugriffsrecht auf die Ansprüche des Unternehmers aus dem Do-

mainvertrag gesichert. Die Genossenschaft könne als Drittschuldnerin 

in Anspruch genommen werden, da sie Schuldnerin der Ansprüche aus 

dem Domainvertrag sei.

Diese Auffassung hat der Bundesfinanzhof im Wesentlichen bestätigt 

(Urteil vom 20.6.2017, Az. VII R 27/15).

Der BFH hob das erstinstanzliche Urteil dennoch auf, da nicht er-

kennbar sei, ob die gepfändeten Rechte einen Wert hätten, der die 

Vollstreckungskosten übersteigt. Anderenfalls wäre die Vollstre-

ckungsmaßnahme wegen des Verbots der zwecklosen Pfändung als 

unverhältnismäßig anzusehen. Das FG Münster wird daher nun im 

zweiten Rechtsgang Feststellungen zur Werthaltigkeit nachholen müs-

sen (Az. 11 K 2670/17 AO).

Geldwerter Vorteil: Aufreger beim  
Wechselkennzeichen

Zunächst vorab: Ein Wechselkennzeichen ist vereinfacht gesagt ein 

Nummernschild, welches auf mehreren Fahrzeugen eingesetzt werden 

kann. Insoweit muss das Nummernschild von Fahrzeug zu Fahrzeug 

gewechselt werden, wenn das entsprechende Auto bewegt werden 

soll. Im Umkehrschluss können die Fahrzeuge, die das Nummernschild 

gerade nicht tragen, auch nicht genutzt werden.

Vor diesem Hintergrund findet sich in der (zugegebenermaßen schon 

älteren) Bundestagsdrucksache 18/3215 aus November 2014 folgen-

de Aussage: Im Rahmen einer Anfrage eines Bundestagsabgeordneten 

der Opposition sollte das Finanzministerium dazu Stellung nehmen, 

wie die Ermittlung des geldwerten Vorteils aus der Kraftfahrzeug-

Überlassung von betrieblichen Fahrzeugen zu vollziehen ist, wenn zwei 

betriebliche Kfz auch für die private Nutzungsüberlassung an einen 

Gesellschafter-Geschäftsführer bereitgestellt werden, diese betrieb-

lichen Kraftfahrzeuge allerdings aufgrund eines Wechselkennzeichens 

nicht beide gleichzeitig genutzt werden können.

Die Antwort des Bundesfinanzministeriums vom 10.11.2014 auf diese 

Anfrage lautete: „Kann ein Gesellschafter-Geschäftsführer als Arbeit-

nehmer gleichzeitig mehrere Dienstwagen bzw. Kraftfahrzeuge privat 

nutzen, so ist nach der sog. Ein-Prozent-Regelung grundsätzlich für 

jedes Fahrzeug ein pauschaler Nutzungswert anzusetzen. Ausnahmen 

hiervon sind nur dann möglich, wenn die zur Verfügung gestellten 

Kraftfahrzeuge durch Personen, die zur Privatsphäre des Arbeitneh-

mers gehören, nicht genutzt werden. Diese Ausnahmen können auch 

in Fällen der Nutzung eines Wechselkennzeichens vorliegen.“

Mit anderen Worten: Da Fahrzeuge, die alle unter einem Wechsel-

kennzeichen laufen, nicht gleichzeitig genutzt werden können (dem-

entsprechend auch nicht von Personen, die zur Privatsphäre eines Ar-

beitnehmers gehören, genutzt werden können) muss auch nicht mehr 

für jedes Fahrzeug die sogenannte Ein-Prozent-Regelung durchgeführt 

werden. In der Praxis hat man sich in solchen Fällen dann damit ge-

holfen, dass regelmäßig für das teuerste Fahrzeug die Nutzungswert-

besteuerung durchgeführt wurde. Insgesamt eine aus unserer Sicht 

durchaus faire Lösung.

Es verwundert (und verärgert) daher umso mehr, dass aktuell die Ober-

finanzdirektion in Frankfurt am Main mit einem Erlass vom 18.05.2017 

(Az: S 2145 A - 015 - St 210) in ein ganz anderes Horn stößt. Auch hier 

lag die Frage vor, wie die private Nutzungsentnahme bei Einsatz eines 

Wechselkennzeichens zu ermitteln ist. Die wortwörtliche Antwort der 

Oberfinanzdirektion fällt jedoch vollkommen gegenteilig im Vergleich 

zur Auffassung des Bundesfinanzministeriums aus. Hier der Wortlaut: 

„Bei einem Steuerpflichtigen mit Gewinneinkünften ist für die private 

Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs eine Entnahme dann an-

zusetzen, wenn das betriebliche Kraftfahrzeug auch für private Zwecke 

tatsächlich genutzt wird (…). Gehören zum Betriebsvermögen eines 

Steuerpflichtigen mehrere Kraftfahrzeuge, die dieser alle auch für pri-

vate Zwecke nutzt, ist für jedes dieser Kraftfahrzeuge eine Entnahme 

anzusetzen. Dies gilt auch bei Einsatz eines Wechselkennzeichens.“

Warum die Oberfinanzdirektion in Hessen nun ohne Not auch beim 

Einsatz von Wechselkennzeichen für alle Fahrzeuge eine Nutzungsent-
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nahme versteuern möchte, ist nicht ersichtlich. Die Tatsache, dass es 

sich beim zuerst genannten Fall um einen Gesellschafter-Geschäfts-

führer im Anstellungsverhältnis handelt und es bei der Anfrage bei der 

Oberfinanzdirektion um einen Steuerpflichtigen mit Gewinneinkünf-

ten geht, kann sicherlich nicht entscheidungserheblich sein. Insoweit 

dürfte vielmehr eine Gleichbehandlung zu erwarten sein.

Leider ist aktuell nicht ersichtlich, dass die Problematik irgendwo ge-

richtsanhängig ist. Insoweit könnten Betroffene unter Verweis auf die 

Bundestagsdrucksache aus 2014 versuchen, eine verbindliche Aus-

kunft hinsichtlich der Besteuerung der Nutzungsentnahme bei mehre-

ren Kraftfahrzeugen mit Wechselkennzeichen zu erreichen. 

Ob dies gelingt, ist zumindest fraglich, sodass im Endeffekt nur die ei-

gene Klage Gewissheit bringen kann. Mit Hinblick auf die fiskalische 

Aussage der Oberfinanzdirektion aus Frankfurt am Main muss jedoch 

auch klar sein, dass man sich auch im Klageweg nicht zu sicher sein darf.

Zur Abzugsfähigkeit von Geschenken an  
Geschäftsfreunde

Aufwendungen für Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer 

sind, dürfen den Gewinn grundsätzlich nicht mindern. So geregelt in § 

4 Abs. 5 Nr. 1 Satz 1 EStG. Von diesem grundsätzlichen Abzugsverbot 

existiert in Satz zwei allerdings auch direkt wieder eine Ausnahme.

Danach wird der Betriebsausgabenabzug für Geschenke zugelassen, 

wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der dem Empfänger 

im Wirtschaftsjahr zugewendeten Gegenstände insgesamt 35 Euro 

nicht übersteigen. Soweit aber nur die Regelung des Betriebsausga-

benabzugs beim Schenker.

Leider enthält das Einkommensteuergesetz jedoch auch die Regelung, 

dass die beschenkte Person eine Zuwendung aus betrieblichem Anlass 

der eigenen Einkommensteuer zu unterwerfen hat. Im Ergebnis wird 

durch diese Besteuerungspflicht ein Geschenk aus geschäftlichem An-

lass ad absurdum geführt, da der Empfänger darauf hingewiesen wer-

den muss, dass er es seiner eigenen Einkommensteuer zu unterwerfen 

hat. Der positive Gedanke hinter einem geschäftlichen Geschenk ist 

damit zerstört.

Dies hat selbst der Gesetzgeber erkannt und hat daher eine Pauscha-

lierungsmöglichkeit geschaffen. Danach kann der Schenker (vollkom-

men unabhängig von dem gewinnmindernden Abzugs des Geschenks) 

auf die Sachzuwendung eine pauschale Einkommensteuer von 30 Pro-

zent zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer 

abführen. Geregelt ist diese Pauschalsteuer in § 37 b Abs. 1 Nummer 

2 EStG und führt dazu, dass der Empfänger das Geschenk nicht selber 

der eigenen Einkommensteuer zu unterwerfen hat.

Für die Praxis war nun jedoch fraglich, wie denn eben diese Pauschal-

steuer zu behandeln ist, wenn das Geschenk entweder als Betriebsaus-

gaben abgezogen werden darf oder eben aufgrund der Überschreitung 

von 35 Euro im Jahr nicht steuermindernd berücksichtigt werden darf. 

Im Erlass des Bundesfinanzministeriums vom 19.05.2015 (Az: IV C 6 - S 

2297-b/14/) war zu dieser Thematik in Randziffer 26 zu lesen: „Die Ab-

ziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, 

ob die Aufwendungen für die Zuwendung als Betriebsausgabe abzieh-

bar sind.“ Folglich kann die Pauschalsteuer bei Geschenken bis zu 35 

Euro im Wirtschaftsjahr auch als Betriebsausgabe abgezogen werden.

Dieser grundsätzlich positiven und auch denklogischen Auffassung der 

Finanzverwaltung ist leider der Bundesfinanzhof in München mit sei-

ner Entscheidung vom 30.03.2017 unter dem Aktenzeichen IV R 13/14 

entgegengetreten. In dieser Entscheidung heißt es: Die Übernahme 

der pauschalen Einkommensteuer nach § 37 b EStG für ein Geschenk 

unterliegt als weiteres Geschenk dem Abzugsverbot des Einkommen-

steuergesetzes für Geschenke, soweit bereits der Wert des Geschenkes 

selbst oder zusammen mit der übernommenen pauschalen Einkom-

mensteuer den Betrag von 35 Euro übersteigt.

Rechnet man dies einmal durch, müsste der Betriebsausgabenabzug 

für ein Geschenk sowie die pauschale Einkommensteuer bereits ver-

loren gehen, wenn der Wert des Geschenkes lediglich 26,59 Euro be-

trägt. Vorausgesetzt ist dabei schon, dass der Empfänger des Geschen-

kes nicht kirchensteuerpflichtig ist. In diesem Fall ergibt sich nämlich 

folgende Berechnung: Geschenk in Höhe von 26,59 Euro mal 30 Pro-

zent Pauschalsteuer ergibt 7,98 Euro. Auf die Pauschalsteuer muss 

dann noch der Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 Prozent, also 0,44 

Euro berechnet werden. Der Wert des Geschenkes (26,59 Euro) plus 

die Pauschalsteuer (7,98 Euro) sowie der Solidaritätszuschlag in Höhe 

von 0,44 Euro summieren sich daher auf einen Betrag von 35,01 Euro, 

weshalb insgesamt das Abzugsverbot greifen würde.
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Die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist daher deutlich negativer 

als die bisherige Auffassung der Verwaltung.

In diesem Zusammenhang ist daher an das Bundesministerium der 

Finanzen (BMF) eine Anfrage der Opposition gestellt worden, wie die 

Finanzverwaltung zukünftig mit dieser Thematik umgehen möchte. 

Die darauf erteilte Antwort des parlamentarischen Staatssekretärs Dr. 

Michael Meister im BMF vom 28.08.2017 erfreut sehr. 

Darin heißt es nämlich: „Bei der Anwendung der Pauschalbesteuerung 

nach § 37b EStG richtet sich die Abzugsfähigkeit der Pauschalsteuer 

als Betriebsausgabe danach, ob die Aufwendungen für die Zuwendung 

als Betriebsausgabe abzugsfähig sind. Für die Überprüfung der Frei-

grenze im Zusammenhang mit der Pauschalbesteuerung nach § 37b 

EStG ist aus Vereinfachungsgründen allein auf den Wert der Zuwen-

dung abzustellen; die übernommene Steuer ist nicht einzubeziehen 

(…). An dieser Vereinfachungsregelung hält die Finanzverwaltung fest 

und hat dies anlässlich der amtlichen Veröffentlichung des BFH-Urteils 

vom 30. März 2017 (Az: IV R 13/14) bestätigt.“

Im Ergebnis kann daher trotz der negativen Rechtsprechung des Bun-

desfinanzhofs ein Geschenk bis 35 Euro im Wirtschaftsjahr zuzüglich 

der zu entrichtenden Pauschalsteuer gewinnmindernd als Betriebsaus-

gabe abgezogen werden.

Rückwirkende Rechnungsberichtigung: Fiskus hält an 
alten Zöpfen fest

Damit aus einer Eingangsrechnung die Umsatzsteuer auch tatsächlich 

als Vorsteuer vom Finanzamt erstattet wird, bedarf es zahlreicher For-

malitäten. Nicht nur, dass überhaupt eine Rechnung vorhanden sein 

muss, die den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des 

leistenden Unternehmers und des Leistungsempfängers enthält. Zu-

sätzlich müssen auch noch Angaben zur Steuernummer des Leisten-

den, zum Ausstellungsdatum, zur handelsüblichen Bezeichnung, zum 

Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung, zu den Steuersätzen 

oder einzelnen Steuerbefreiungen, zum anzuwendenden Steuersatz 

sowie zum Steuerbetrag genannt werden. Auch eine fortlaufende 

Rechnungsnummer ist grundsätzlich unabdingbar. Unternehmer ken-

nen die Details genau. Leider kommt es dennoch immer wieder vor, 

dass Rechnungen nicht ordnungsgemäß sind, weil sie nicht alle er-

forderlichen Daten enthalten. In diesen Fällen ist ein Vorsteuerabzug 

schlicht aufgrund von fehlenden Formalien nicht möglich.

Das Finanzamt ging dabei in der Vergangenheit so weit, dass der Vor-

steuerabzug erst im Zeitpunkt der Rechnungsberichtigung möglich 

war. In der Folge verzinste das Finanzamt bis zur Vorlage einer ord-

nungsgemäßen Rechnung den ursprünglich in Anspruch genommenen 

Vorsteuerabzug, sodass der Unternehmer bei nicht ordnungsgemäßen 

Rechnungen selbst nach deren Berichtigung noch einen finanziellen 

Schaden zum Vorteil der Staatskasse erlitt.

Mit dieser Vorgehensweise ist jedoch dank einer Entscheidung des 

EuGH vom 15.9.2016 (Az: C-5 1 8/14) Schluss. Danach wirken Rech-

nungsberichtigungen immer auf den Zeitpunkt der zu berichtigenden 

Rechnung zurück. Ein Zinsschaden kann dem Unternehmer nicht mehr 

entstehen. Auch der Bundesfinanzhof hat sich diese Rechtsprechung 

zu eigen gemacht und klargestellt, dass die Berichtigung der Angaben 

zum Leistungsempfänger (Az: V R 54/14), die Berichtigung der Steuer-

nummer des Rechnungsausstellers (Az: V R 64/14) und die Konkretisie-

rung einer nicht hinreichenden Leistungsbeschreibung (Az: V R 26/15) 

auf den Zeitpunkt der erstmaligen Rechnungsausstellung zurückwirkt. 

Eine solche berichtigungsfähige Rechnung liegt jedenfalls dann vor, wenn sie 

Angaben zum Rechnungsaussteller, zum Leistungsempfänger, zur Leistungs-

beschreibung, zum Entgelt und zur gesondert ausgewiesenen Umsatzsteuer 

enthält. Stattfinden darf eine solche Berichtigung bis zum Schluss der letzten 

mündlichen Verhandlung vor dem Finanzgericht.

Eigentlich sollten daher alle Probleme geklärt sein. Dennoch sträubt 

sich der Fiskus offensichtlich vereinzelt gegen die rückwirkende Rech-

nungsberichtigung. Gegen ein Urteil des Finanzgerichts München vom 

29.3.2017 (Az: 3 K 2565/16), welches ganz auf der Linie der Recht-

sprechung des Bundesfinanzhofs liegt, hat die Finanzverwaltung Re-

vision eingelegt. Unter dem Aktenzeichen V R 18/17 soll abermals ge-

klärt werden, ob das Recht auf Vorsteuerabzug aus einer berichtigten 

Rechnung für das Jahr ausgeübt werden kann, in dem diese Rechnung 

ursprünglich ausgestellt wurde. Da kaum zu erwarten ist, dass der Bun-

desfinanzhof nun anders entscheidet (geschweige denn, sich gegen die 

geltende Rechtsprechung des EuGH stellt), sollten Betroffene sich 

nicht von der Finanzverwaltung einschüchtern lassen und den Weg 

zum Finanzgericht wählen.


